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HINWEIS AUF DIE RECHTE DER AKTIONÄRE GEM. §§ 109, 110 und 118 AktG 
 
Beantragung von Tagesordnungspunkten: 
Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals erreichen und die seit mindestens drei Mona-
ten vor Antragstellung Inhaber dieser Aktien sind, können schriftlich verlangen, dass zusätzliche Punkte 
auf die Tagesordnung dieser Hauptversammlung gesetzt und bekannt gemacht werden. Dieses Verlangen 
muss in Schriftform spätestens am 5. Juni 2020 der Gesellschaft ausschließlich an die Adresse, 4910 Ried 
i. Innkreis, Fischerstrasse 9, Abteilung Investor Relations, Manuel Taverne, zugestellt werden. Jedem so 
beantragten Tagesordnungspunkt muss ein Beschlussvorschlag samt Begründung beiliegen. Zum Nach-
weis der Aktionärseigenschaft genügt bei depotverwahrten Inhaberaktien die Vorlage einer Depotbestä-
tigung gemäß § 10a AktG, in der bestätigt wird, dass die antragstellenden Aktionäre seit mindestens drei 
Monaten vor Antragstellung Inhaber der Aktien sind und die zum Zeitpunkt der Vorlage bei der Gesell-
schaft nicht älter als sieben Tage sein darf. Mehrere Depotbestätigungen über Aktien, die nur zusammen 
5 % des Grundkapitals erreichen, müssen sich auf denselben Stichtag beziehen. Hinsichtlich der übrigen 
Anforderungen an die Depotbestätigung wird auf die Ausführungen zur Teilnahmeberechtigung verwie-
sen. 
 
Beschlussvorschläge von Aktionären: 
Aktionäre, deren Anteile zusammen 1 % des Grundkapitals erreichen, können zu jedem Punkt der Tages-
ordnung in Textform Vorschläge zur Beschlussfassung samt Begründung übermitteln und verlangen, dass 
diese Vorschläge zusammen mit den Namen der betreffenden Aktionäre, der anzuschließenden Begrün-
dung und einer allfälligen Stellungnahme des Vorstandes oder des Aufsichtsrates auf der Internetseite der 
Gesellschaft zugänglich gemacht werden. Dieses Verlangen in Textform muss spätestens am 17. Juni 2020 
der Gesellschaft per Post an, 4910 Ried i. Innkreis, Fischerstrasse 9, Abteilung Investor Relations, Manuel 
Taverne, oder per E-Mail investor.relations@facc.com, wobei das Verlangen in Textform, beispielsweise 
als PDF, dem E-Mail anzuschließen ist, zugehen. Über einen Beschlussvorschlag, der gemäß § 110 Abs. 1 
AktG bekannt gemacht wurde, ist nur dann abzustimmen, wenn er in der Hauptversammlung als Antrag 
wiederholt wird. Für den Nachweis der Aktionärseigenschaft zur Ausübung dieses Aktionärsrechts genügt 
bei depotverwahrten Inhaberaktien die Vorlage einer Depotbestätigung gemäß § 10a AktG, die zum Zeit-
punkt der Vorlage bei der Gesellschaft nicht älter als sieben Tage sein darf. Mehrere Depotbestätigungen 
über Aktien, die nur zusammen 1 % des Grundkapitals erreichen, müssen sich auf denselben Stichtag be-
ziehen. Hinsichtlich der übrigen Anforderungen an die Depotbestätigung wird auf die Ausführungen zur 
Teilnahmeberechtigung verwiesen. Jeder Aktionär ist berechtigt, in der Hauptversammlung zu jedem 
Punkt der Tagesordnung Anträge zu stellen, die keiner vorherigen Bekanntmachung bedürfen. Vorausset-
zung hierfür ist der Nachweis der Teilnahmeberechtigung im Sinne der Einberufung.  
 
Für die Wahl in den Aufsichtsrat ist zusätzlich Folgendes zu beachten: 
Bei einem Vorschlag zur Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds tritt an die Stelle der Begründung die Erklärung 
der vorgeschlagenen Person gemäß § 87 Absatz 2 AktG. Bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern hat die 
Hauptversammlung die Kriterien des § 87 Absatz 2a AktG zu beachten; insbesondere die fachliche und 
persönliche Qualifikation der Mitglieder, die fachlich ausgewogene Zusammensetzung des Aufsichtsrats, 
Aspekte der Diversität und der Internationalität sowie die berufliche Zuverlässigkeit.  
Angaben gem § 110 Abs 2 Satz 2 iVm § 86 Abs 7 und 9 AktG: 
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Der Aufsichtsrat der FACC AG besteht nach der Rücklegung des Aufsichtsratsmandates von Ruguang Geng 
aus sieben von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern (Kapitalvertretern) und vier vom Betriebs-
rat gemäß § 110 ArbVG entsandten Mitgliedern. Von den sieben Kapitalvertretern sind fünf Männer und 
zwei Frauen; von den Arbeitnehmervertretern sind ein Mann und drei Frauen.  
Die FACC AG unterliegt dem Anwendungsbereich von § 86 Abs 7 AktG und hat das Mindestanteilsgebot 
gemäß § 86 Abs 7 AktG zu berücksichtigen. 
Ein Widerspruch gemäß § 86 Abs 9 AktG wurde weder von der Mehrheit der Kapitalvertreter, noch von 
der Mehrheit der Arbeitnehmervertreter erhoben, sodass es daher nicht zur Getrennterfüllung, sondern 
zur Gesamterfüllung des Mindestanteilsgebot gemäß § 86 Abs 7 AktG kommt.  
Punkt 11.1 der Satzung der FACC AG bestimmt, dass der Aufsichtsrat aus drei bis zehn von der Hauptver-
sammlung gewählten Mitgliedern besteht. Aufgrund des Ausscheidens von Ruguang Geng als Mitglied des 
Aufsichtsrates ist in der kommenden Hauptversammlung ein Kapitalvertreter zu wählen, um die bisherige 
Anzahl von acht von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern wieder zu erreichen. 
Gemäß § 87 Absatz 6 AktG müssen bei der FACC AG als börsennotierte Gesellschaft Vorschläge zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern samt den Erklärungen gemäß § 87 Absatz 2 AktG für jede vorgeschlagene 
Person spätestens am fünften Werktag vor der Hauptversammlung, somit am 19. Juni 2020, auf der In-
ternetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht werden, widrigenfalls die betreffende Person nicht in die 
Abstimmung einbezogen werden darf. Die Stellung eines entsprechenden Antrags in der Hauptversamm-
lung ist demnach nicht möglich. 
 
Antragsrecht: 
Gemäß § 119 AktG sind jeder Aktionär, der Vorstand und der Aufsichtsrat berechtigt, in der Hauptver-
sammlung zu jedem Punkt der Tagesordnung Anträge zu stellen. Voraussetzung hierfür ist der Nachweis 
der Teilnahmeberechtigung. Über einen Gegenstand der Verhandlung, der nicht ordnungsgemäß als Ta-
gesordnungspunkt bekannt gemacht wurde, darf kein Beschluss gefasst werden.  
Ein Beschlussvorschlag eines Aktionärs gemäß § 110 AktG wird erst dadurch zu einem Antrag, dass er in 
der Hauptversammlung wiederholt wird. 
Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass ein Aktionärsantrag auf Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds 
zwingend die Übermittlung eines Beschlussvorschlags gemäß § 110 AktG samt einer Erklärung gemäß § 87 
Absatz 2 AktG (siehe oben) voraussetzt.  
Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, dass das Recht der Aktionäre in der Hauptversammlung Anträge 
zu stellen,gem § 3 Abs 4 COVID-19-GesV ausschließlich durch einen der nachfolgenden besonderen 
Stimmrechtsvertreter erfolgen kann: 
 
Dr. Florian Beckermann 
Interessenverband für Anleger 
Feldmühlgasse 22,  
1130 Wien 
T +43  676 7233180 
beckermann.facc@hauptversammlung.at 
 
Christian Thaler (Rechtsanwalt) 
SCHINDLER ATTORNEYS 
Kohlmarkt 8-10 
1010 Vienna Austria 
T +43 1 512 2613 600 
F +43 1 512 2613 888 
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thaler.facc@hauptversammlung.at 
 

Dr. Christian Temmel, MBA (Rechtsanwalt)  
c/o DLA Piper Weiss-Tessbach Rechtsanwälte GmbH 
Schottenring 14, 1010 Wien, 
T +43 1 531781505 
F +43 1 5335252 
temmel.facc@hauptversammlung.at 

 
Mag. Philipp Stossier (Rechtsanwalt) 
Stossier Heitzinger Rechtsanwälte 
Dragonerstraße 54, 4600 Wels 
T +43-7242-42605 
F +43-7242-42605 20 
stossier.facc@hauptversammlung.at 
 
 
 
Auskunftsrecht: 
Gemäß § 118 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung Auskunft über Angelegen-
heiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung eines Tagesordnungspunktes 
erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehun-
gen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen, die Lage des Konzerns sowie die in den Kon-
zernabschluss einbezogenen Unternehmen. Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und 
getreuen Rechenschaft zu entsprechen. Die Auskunft darf verweigert werden, soweit sie nach vernünfti-
ger unternehmerischer Beurteilung geeignet ist, dem Unternehmen oder einem verbundenen Unterneh-
men einen erheblichen Nachteil zuzufügen, oder ihre Erteilung strafbar wäre. Die Auskunft darf auch ver-
weigert werden, soweit sie auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite der Gesellschaft in Form 
von Frage und Antwort über mindestens sieben Tage vor Beginn der Hauptversammlung durchgehend 
zugänglich war. 
Wir bitten die Aktionäre, alle Fragen zeitgerecht vor der Hauptversammlung in Textform per E-Mail an die 
Adresse fragen.facc@hauptversammlung.at zu übermitteln, sodass diese spätestens am 2. Tag vor der 
Hauptversammlung, das ist Mittwoch der 24. Juni 2020 um 12:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft 
einlangen. Dafür möge – zumindest für die erstmalige Fragestellung – das Frageformular verwendet 
werden (um die Identität und Übereinstimmung mit der Depotbestätigung festzustellen), welches auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.facc.com ab 5. Juni 2020 abrufbar ist. Für alle weiteren Fragen 
desselben Aktionärs reicht dann eine einfache E-Mail von der identen E-Mail-Adresse von der das 
Frageformular gesendet wurde.  
Damit ermöglichen Sie dem Vorstand eine möglichst genaue Vorbereitung der von Ihnen gestellten Fragen 
in der Hauptversammlung. 
Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, dass das Auskunftsrecht gem § 118 AktG auch bei der virtuellen 
Hauptversammlung gem § 3 Abs 1 COVID-19-GesV von den Aktionären auch während der 
Hauptversammlung ausgeübt werden kann. 
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